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„Völkermord verjährt nicht – Neuverhandlungen jetzt!“ 

Kampagnen Koordination 2024 

1. Aufgaben 
 Kampagnentreffen organisieren: Termine ermitteln, Einladungen und Tagesordnung 

erstellen und verschicken, Protokolle führen, Moderation organisieren, 
Unterarbeitsgruppen im Vorfeld kontaktieren und miteinbeziehen. 

 Vernetzung: Mitglieder/Kontaktpflege, nachforschen, zusammenhalten, ggf. neue 
suchen, einführen; Adress-, Mailinglisten führen  

 Dokumente auf Cloud o.ä. sichern (auch aus Whatsapp-Gruppe) 
 Erstellen von Kampagnenmaterial koordinieren bzw. Herstellung umsetzen, Finanzmittel 

akquirieren 
 Koordination von gemeinsamen Aktionen und Veranstaltungen 
 Social Media Auftritt erarbeiten, pflegen, Content für Webseite erarbeiten/koordinieren 
 Lobbyarbeit im Parlament organisieren 
 Pressekontakte, -arbeit koordinieren 
 Namibia-Aktualität und Trends monitoren und das Netzwerk für mögliche Aktionen 

mobilisieren 
 Anlässe und Möglichkeiten öffentlichkeitswirksamer Aktionen identifizieren und ins 

Netzwerk zurückspiegeln 
 

2. Anstellungsstruktur 
 Honorarkraft über KASA, homeoffice/online möglich 
 Bezahlung nach Absprache und Qualifikation 
 Erwartet werden mind. 10 Stunden pro Woche 
 Beginn so früh wie möglich, Ende: 31.12.2024 

 
3. Voraussetzungen 

 Junge, aktivistische Person mit Lebensmittelpunkt Deutschland 
 Verhandlungssicher (schriftlich, mündlich) in Deutsch und Englisch, Namibische und 

andere (afrikanische) Sprachen willkommen 
 Erfahrung mit Sozialen Medien, Kampagnen, Netzwerken 
 Kenntnisse der aktuellen Genoziddebatte/forschung, post/dekoloniale Theorien von 

großem Vorteil 
 Kommunikativ, weltoffen  
 Kenntnisse Namibias und/oder namibischer Organisationen wünschenswert 
 Menschen mit entweder Namibia-Bezügen, Afrikanische/Schwarze Menschen, 

afrodiasporische Menschen oder mit Rassismuserfahrung werden besonders eingeladen, 
sich zu bewerben 

 



Namibia Kampagne 

Hintergrund 

Zwischen 1904 und 1908 begingen die deutschen Kolonialtruppen auf dem Gebiet der heutigen Republik 
Namibia den ersten Genozid des 20. Jahrhunderts gegen die Völkergruppen der Ovaherero und der Nama. 
Schätzungsweise 80 % der damals existierenden Bevölkerung der Ovaherero und 50 % der Nama wurden auf 
Befehl des deutschen Generals Lothar von Trotha vernichtet. Insgesamt wurden rund 100.000 Menschen 
ausgelöscht. Die deutsche Vernichtungspolitik erfolgte durch die brutale und bewaffnete Niederschlagung 
jeglichen anti-kolonialen Widerstands. Das Volk der Ovaherero wurde von den deutschen Kolonialtruppen in 
die Omaheke-Wüste getrieben, Wasserlöcher wurden abgeschnitten und vergiftet – Zehntausende 
verdursteten und verhungerten. Zudem wurden die Ovaherero und Nama als Zwangsarbeiter*innen 
versklavt und mit der Absicht der Vernichtung in brutalen Konzentrationslagern interniert, welche eine 
Sterblichkeitsrate von bis zu 80% hatten.  

Der Völkermord an den Ovaherero und Nama hat bis heute immense Auswirkungen:  

1) Beide Bevölkerungsgruppen haben einen Minderheitenstatus und werden in der gegenwärtigen 
politischen und gesellschaftlichen Landschaft Namibias marginalisiert. 

2) Ökonomische Grundlagen wurden vernichtet: der pastorale Lebensstil der Ovaherero und Nama 
wurde zerstört, ihr Grund und Boden wurde enteignet, ihr Vieh wurde beschlagnahmt und 
vernichtet. Nach Ende des Völkermordes wurde den Überlebenden der Besitz von Vieh und Land 
verboten. Bis heute bleibt in Namibia Land ungleich verteilt: die weißen Nachfahren von 
Siedler*innen besitzen rund 70% der kommerziell genutzten Agrarfläche in Namibia.  

3) Zahlreiche Ovaherero und Nama flohen während des Völkermords nach Südafrika und Botswana. Bis 
heute leben sie dort, entwurzelt von ihrer einer Heimat in einem Land, in dem sie das Gefühl des 
Fremdseins stetig begleitet.  

4) Intergenerationelle Traumata: bis heute wurde wenig unternommen, um den Genozid aufzuarbeiten, 
Erinnerungskultur zu fördern und die Wunden der Vergangenheit zu heilen. Daher sind die 
betroffenen Communities bis heute mit Traumata konfrontiert, die sich in verschiedensten Formen 
manifestieren.  

Die ‚Joint Declaration‘ 

Über 110 Jahre verstrichen bis die deutsche Regierung im Jahr 2015 halboffiziell die Taten in Namibia als 
einen Völkermord ‚aus heutiger Sicht‘ betitelte und bilaterale Verhandlungen mit der namibischen Regierung 
begann, um einen gemeinsamen Umgang mit dem Genozid auszuarbeiten. Die Diskussionen der zahlreichen 
bilateralen Treffen ragten vor allem um eine offizielle Entschuldigung Deutschlands und eine angemessene 
Entschädigung des Völkermords. Diese Verhandlungen resultierten 2021 in der sogenannten ‚gemeinsamen 
Erklärung‘ (‚Joint Declaration‘), oft auch als ‚Versöhnungsabkommen‘ bezeichnet. Die ‚Joint Declaration‘ ist 
sehr umstritten und wird von dem Großteil der Organisationen, die die Ovaherero und Nama repräsentieren, 
abgelehnt und als eine Schande empfunden. Auch zahlreiche Wissenschaftler*innen, zivilgesellschaftlichen 
Organisationen sowie Menschenrechtsorganisationen in Namibia in Deutschland kritisieren die ‚gemeinsame 
Erklärung‘. Der Hauptgrund dafür liegt darin, dass Deutschland den Völkermord lediglich als einen 
Völkermord aus ‚heutiger Perspektive‘ bezeichnet, um juristisch bindende Entschädigungen zu umgehen. 
Stattdessen bietet Deutschland Entwicklungshilfe in der Form von 1,1 Milliarden Euro über einen Zeitraum 
von 30 Jahren als Entschädigung an. Eine offizielle Anerkennung des Völkermords und direkte 
Reparationszahlungen an die Ovaherero und Nama bilden keinen Teil des sogenannten 
‚Versöhnungsabkommens‘. Zudem wurden die Organisationen, die die Nachfahren der Opfer repräsentieren, 
wie die Ovaherero Traditional Authority (OTA) und die Nama Traditional Leaders Association (NTLA), von den 
Verhandlungen ausgeschlossen. Special Rapporteure der Vereinten Nationen kamen 2023 zu dem Ergebnis, 
dass die Gemeinsame Erklärung durch die fehlende Beteiligung der Opfergruppen an den Verhandlungen 



internationale Standards im Umgang mit Völkermord verletzt. Zudem fordern die UN-Special Rapporteure, 
dass Deutschland Reparationen an die Ovaherero und Nama zahlt und keine Entschädigungszahlungen an die 
namibische Regierung.  

Wir schließen uns dieser Kritik an und fordern daher: Deutschland muss den Ovaherero und Nama 
Völkermord ohne Wenn und Aber anerkennen. Dies beinhaltet:  

- Neuverhandlungen mit den Organisationen, die die Nachfahren der Opfer in Namibia repräsentieren  
- keine Unterzeichnung der sogenannten ‚Joint Declaration‘  
- Zahlung von Reparationen an die Ovaherero und Nama  
- Offizielle Entschuldigung eines deutschen Staatsoberhauptes bei den Ovaherero und Nama in 

Namibia  

Wer sind wir? 

Wir sind ein Bündnis verschiedener Organisationen und Einzelpersonen, die in Solidarität mit den Ovaherero 
und Nama für eine Anerkennung des Völkermords ohne Wenn und Aber kämpfen! Die meisten unserer 
Organisationen haben sich im deutschen Kontext den Themen Postkolonialismus, Dekolonisierung und 
globaler Gerechtigkeit verpflichtet. Zudem haben viele von uns langjährige Beziehungen zu den 
Organisationen in Namibia, wie der Ovaherero Traditional Authority (OTA), Ovaherero Genocide Foundation 
(OGF) und der Nama Traditional Leaders Association (NTLA).  

Unsere Forderungen 

Ø Die JD in ihrer aktuellen Verfassung wird nicht unterzeichnet 
Ø Deutschland erkennt den Genozid in Namibia vollumfänglich  
Ø Deutschland verpflichtet sich zu Reparationen 
Ø Neue Verhandlungen unter Beteiligung der direkt Betroffenen werden angesetzt 

Was wir brauchen:  

- Tritt unserem Bündnis bei, denn nur mit einer starken Zivilgesellschaft in Deutschland können wir unser Ziel 
erreichen 

- Dein Engagement und die Mobilisierung Deiner Handlungsspielräume als Individuum oder als Teil einer 
Organisation, um unsere Forderungen hörbarer zu machen.  

 


